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Fair Value REIT-AG 

Frankfurt am Main 

ISIN: DE000A0MW975 / WKN: A0MW97 

Eindeutige Kennung des Ereignisses: FairVR_oHV2025 

 

 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2025 

der Fair Value REIT-AG 

(virtuelle Hauptversammlung) 

 

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,  

hiermit laden wir Sie herzlich zu der am 

Mittwoch, den 14. Mai 2025, um 10:00 Uhr (MESZ), 

im Internet unter www.fvreit.de und dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiter-

führenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

virtuell, d.h. ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten, abzuhalten-

den ordentlichen Hauptversammlung der Fair Value REIT-AG, Frankfurt am Main, („Gesell-

schaft“) ein („virtuelle Hauptversammlung“). Der Veranstaltungsort im Sinne des Aktienge-

setzes ist das Notariat Gerns & Partner, An der Welle 3, 60322 Frankfurt. 

Abhaltung im Wege einer virtuellen Hauptversammlung 

Der Vorstand der Gesellschaft hat nach § 17a Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft i.V.m. § 118a 

AktG beschlossen, die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft als virtuelle Hauptver-

sammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre der Gesellschaft oder ihrer Bevollmächtigten 

(mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) abzuhalten. 
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Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten, mit Ausnahme der 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft, an der Hauptversammlung ist ausgeschlossen. 

Nähere Erläuterungen zur Ausübung Ihrer Aktionärsrechte im Zusammenhang mit der virtuel-

len Hauptversammlung finden Sie nachstehend unter Abschnitt II „Weitere Angaben zur Ein-

berufung“. 

I. 

Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2024, des gebilligten 

Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2024 sowie des zusammengefassten Lagebe-

richtes für die Gesellschaft und den Konzern für das Geschäftsjahr 2024 – einschließ-

lich des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289a, 315a Han-

delsgesetzbuch (HGB) – sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 

2024 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss sowie den Kon-

zernabschluss am 19. März 2025 gebilligt; der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Der 

Jahresabschluss, der Konzernabschluss, der zusammengefasste Lagebericht für die Fair 

Value REIT-AG und den Konzern, erläuternde Berichte des Vorstands und der Bericht des 

Aufsichtsrats sind der Hauptversammlung, ohne dass es nach dem Aktiengesetz (AktG) 

einer Beschlussfassung bedarf, zugänglich zu machen. 

Der Vorstand und, soweit der Bericht des Aufsichtsrats betroffen ist, der Aufsichtsrat 

werden die zugänglich gemachten Unterlagen im Rahmen der Hauptversammlung er-

läutern. 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2024 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn der Fair Value REIT-AG für das 

Geschäftsjahr 2024 in Höhe von EUR 3.917.008,61 wie folgt zu verwenden:  

a) Ausschüttung an die Aktionäre in Höhe von insgesamt EUR 3.787.833,51, ent-

sprechend einer Dividende in Höhe von EUR 0,27 für jede der 14.029.013 divi-

dendenberechtigten Stückaktien. Die Dividende ist zahlbar am 19. Mai 2025. 

b) Gewinnvortrag auf neue Rechnung in Höhe von EUR 129.175,10. 

Bei den angegebenen Beträgen für die Gewinnausschüttung sind die zur Zeit des Ge-

winnverwendungsvorschlags von Vorstand und Aufsichtsrat vorhandenen 14.029.013 

dividendenberechtigten Aktien berücksichtigt. Die zum Zeitpunkt des Gewinnverwen-

dungsvorschlags von Vorstand und Aufsichtsrat von der Gesellschaft gehaltenen 81.310 

eigenen Aktien bzw. solche, die ihr als eigene Aktien zugerechnet werden, wurden nicht 

berücksichtigt, da der Gesellschaft gemäß § 71b AktG aus diesen Aktien kein Dividen-

denrecht zusteht.  
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Sollte sich die Zahl der dividendenberechtigten Aktien bis zur Hauptversammlung än-

dern, wird in der Hauptversammlung ein entsprechend angepasster Beschlussvorschlag 

zur Abstimmung gestellt:  

Sofern sich die Anzahl der dividendenberechtigten Aktien und damit die Dividenden-

summe vermindert, wird – soweit nach § 13 REITG zulässig – weiterhin unverändert eine 

Dividende von EUR 0,27 je dividendenberechtigter Stückaktie ausgeschüttet. Der die Di-

videndensumme überschreitende Bilanzgewinn wird in diesem Fall auf neue Rechnung 

vorgetragen. 

Sofern sich die Anzahl der dividendenberechtigten Aktien erhöht, erfolgt eine entspre-

chende Herabsetzung der je dividendenberechtigter Stückaktie auszuschüttenden Divi-

dende. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäfts-

jahr 2024 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen, den im Geschäftsjahr 2024 am-

tierenden Mitgliedern des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Ge-

schäftsjahr 2024 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen, den im Geschäftsjahr 2024 am-

tierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

5. Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2025 und des Prüfers für etwaige verkürzte Abschlüsse und Zwischenberichte sowie 

unterjährige Finanzberichte 

Der Aufsichtsrat, welcher gleichzeitig gemäß § 107 Abs. 4 Satz 2 AktG Prüfungsausschuss 

ist und als solcher eine entsprechende Empfehlung ausgesprochen hat, schlägt vor, wie 

folgt zu beschließen: 

Die BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, Zweigniederlassung 

Frankfurt am Main, wird zum Abschlussprüfer und zum Konzernabschlussprüfer 

für das Geschäftsjahr 2025 sowie zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durch-

sicht verkürzter Abschlüsse und Zwischenberichte sowie unterjähriger Finanzbe-

richte in den Geschäftsjahren 2025 und 2026 bis zur nächsten ordentlichen Haupt-

versammlung bestellt. 

Der Empfehlung des Prüfungsausschusses zu diesem Beschlussvorschlag ist ein nach Ar-

tikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 537/ 2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. April 2014 über spezifische Anforderungen an die Abschlussprüfung der Unter-

nehmen von öffentlichem Interesse und zur Aufhebung des Beschlusses 2005/909/EG 

der Kommission („EU-Abschlussprüferverordnung“) durchgeführtes Auswahlverfahren 
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vorangegangen. Im Anschluss daran hat der Prüfungsausschuss dem Aufsichtsrat zwei 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften für das ausgeschriebene Prüfungsmandat empfoh-

len und eine Präferenz für die BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, 

Zweigniederlassung Frankfurt am Main, mitgeteilt. 

Der Prüfungsausschuss des Aufsichtsrats hat gemäß Artikel 16 Absatz 2 Unterabsatz 3 

der EU-Abschlussprüferverordnung erklärt, dass seine Empfehlung frei von ungebührli-

cher Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine die Auswahlmöglichkeiten beschrän-

kende Klausel im Sinne von Artikel 16 Abs. 6 der EU-Abschlussprüferverordnung aufer-

legt wurde.  

Der Aufsichtsrat hat vor Unterbreitung des Wahlvorschlags eine Erklärung der BDO AG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, Zweigniederlassung Frankfurt am Main, zu 

deren Unabhängigkeit eingeholt. 

6. Vorlage zur Erörterung des Vergütungsberichts für das Geschäftsjahr 2024 

Vorstand und Aufsichtsrat haben für das Geschäftsjahr 2024 einen Vergütungsbericht 

der Gesellschaft gemäß § 162 AktG erstellt. Dieser Vergütungsbericht ist im Geschäfts-

bericht 2024 der Fair Value REIT-AG auf den Seiten 40 ff. veröffentlicht. 

Der Vergütungsbericht wurde gemäß § 162 Abs. 3 AktG durch den Abschlussprüfer da-

hingehend geprüft, ob die gesetzlich geforderten Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG 

gemacht wurden. Der Vermerk über die Prüfung des Vergütungsberichts ist im Ge-

schäftsbericht 2024 der Fair Value REIT-AG auf Seite 111 veröffentlicht. 

Der Geschäftsbericht 2024 mit dem Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 und 

dem diesbezüglichen Prüfervermerk ist von der Einberufung der Hauptversammlung an 

über die Website der Gesellschaft unter  

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

zugänglich. Er wird dort auch während der Hauptversammlung und gemäß § 162 Abs. 4 

AktG weitere zehn Jahre lang zugänglich sein. 

Der Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 wird der Hauptversammlung zur Er-

örterung vorgelegt. Da die Gesellschaft eine börsennotierte mittelgroße Kapitalgesell-

schaft im Sinne des § 267 Abs. 2 HGB ist, bedarf es gemäß § 120a Abs. 5 AktG keiner 

Beschlussfassung der Hauptversammlung zu diesem Tagesordnungspunkt. 

7. Beschlussfassung über die Billigung des Systems der Vergütung der Vorstandsmitglie-

der 

§ 120a Abs. 1 AktG sieht vor, dass die Hauptversammlung einer börsennotierten Gesell-

schaft über die Billigung des vom Aufsichtsrat vorgelegten Vergütungssystems für die 
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Vorstandsmitglieder bei jeder wesentlichen Änderung des Vergütungssystems, mindes-

tens jedoch alle vier Jahre, beschließt. Zuletzt hat die Hauptversammlung der Fair Value 

REIT-AG am 28. April 2021 über die Billigung des vom Aufsichtsrat vorgelegten Vergü-

tungssystems für die Vorstandsmitglieder beschlossen. 

Unter Berücksichtigung der Vorgaben von § 87a Abs. 1 AktG hat der Aufsichtsrat am 

31. März 2025 ein geringfügig angepasstes Vergütungssystem für die Vorstandsmitglie-

der beschlossen. Dieses Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder ist von der Ein-

berufung der Hauptversammlung an über die Website der Gesellschaft unter  

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

zugänglich. Es wird dort auch während der Hauptversammlung zugänglich sein und ge-

mäß § 120a Abs. 2 AktG zusammen mit dem Beschluss zu diesem Tagesordnungspunkt 

7 weitere zehn Jahre lang zugänglich sein. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, das vom Aufsichtsrat am 31. März 2025 beschlossene Ver-

gütungssystem für die Vorstandsmitglieder zu billigen. 

8. Beschlussfassung über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

Gemäß § 113 Abs. 3 AktG hat die Hauptversammlung einer börsennotierten Gesellschaft 

mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder Beschluss zu 

fassen. In dem Beschluss sind die nach § 87a Abs. 1 Satz 2 AktG erforderlichen Angaben 

sinngemäß und in klarer und verständlicher Form zu machen oder in Bezug zu nehmen. 

Zuletzt hat die Hauptversammlung der Fair Value REIT-AG am 28. April 2021 über die 

Vergütung des Aufsichtsrats beschlossen. 

Das der Vergütung des Aufsichtsrats zugrundeliegende Vergütungssystem einschließlich 

des die Vergütung des Aufsichtsrats regelnden § 16 der Satzung der Gesellschaft ist von 

der Einberufung der Hauptversammlung an über die Website der Gesellschaft unter  

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

zugänglich. Es wird dort auch während der Hauptversammlung zugänglich sein und ge-

mäß § 113 Abs. 3 Satz 6 i.V.m. § 120a Abs. 2 AktG zusammen mit dem Beschluss zu 

diesem Tagesordnungspunkt 8 weitere zehn Jahre lang zugänglich sein. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ge-

mäß § 16 der Satzung der Fair Value REIT-AG, einschließlich des dieser Vergütung zu-

grundeliegenden Vergütungssystems für die Aufsichtsratsmitglieder zu bestätigen. 

9. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2020 und die Schaf-

fung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025 mit der Möglichkeit zum Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre sowie über die entsprechende Änderung der Satzung 
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Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 25. Juni 2020 unter 

Tagesordnungspunkt 7 ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 

24. Juni 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt 

bis zu EUR 14.110.322,00 durch Ausgabe von bis zu insgesamt Stück 7.055.161 neuen, 

auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020).  

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt zum Zeitpunkt der Einberufung dieser Haupt-

versammlung EUR 28.220.646,00. 

Das in § 6 der Satzung enthaltene Genehmigte Kapital 2020 ist zum Zeitpunkt der Einbe-

rufung dieser Hauptversammlung noch nicht ausgenutzt worden und besteht zu diesem 

Zeitpunkt noch in Höhe von EUR 14.110.322,00. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, 

die nur noch bis zum Ablauf des 24. Juni 2025 gültige Ermächtigung, soweit sie bis zur 

ordentlichen Hauptversammlung am 14. Mai 2025 nicht bereits durch Beschlussfassung 

des Vorstands mit Zustimmung des Aufsichtsrats ausgenutzt worden sein sollte, aufzu-

heben und durch eine neue Ermächtigung zu ersetzen.  

Mit der Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2020 und der Schaffung eines neuen Ge-

nehmigten Kapitals 2025 soll zudem die Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats bei der Ausgabe von Aktien der Gesellschaft unter Ausnutzung des ge-

nehmigten Kapitals das Bezugsrecht der Aktionäre gemäß § 203 Abs. 2, § 186 Abs. 3 Satz 

4 AktG auszuschließen, auf das hierfür gesetzlich zulässige (durch das insoweit am 

15. Dezember 2023 in Kraft getretene Zukunftsfinanzierungsgesetz (ZuFinG) erhöhte) 

Höchstvolumen von 20 % des Grundkapitals (und damit auf EUR 5.644.129,00) angeho-

ben werden. Hierdurch soll die Verwaltung weiterhin in die Lage versetzt werden, das 

Grundkapital kurzfristig ohne weiteren Beschluss der Hauptversammlung und unter ver-

einfachtem Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre erhöhen zu können. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, Folgendes zu beschließen: 

a) Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2020 

Das von der Hauptversammlung am 25. Juni 2020 beschlossene Genehmigte Kapi-

tal 2020 und seine Regelungen in § 6 der Satzung werden, soweit das Genehmigte 

Kapital 2020 dann noch besteht, aufschiebend bedingt auf die Eintragung der unter 

nachstehender lit. b) vorgeschlagenen Änderung der Satzung in das Handelsregis-

ter der Gesellschaft, aufgehoben. 

b) Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025 – Satzungsänderung  

Es wird ein neues genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 14.110.322,00, mit der 

Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre, nach folgender Maß-

gabe durch Satzungsänderung geschaffen.  

§ 6 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 
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„§ 6 

Genehmigtes Kapital 

(1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grund-

kapital der Gesellschaft bis zum 13. Mai 2030 einmalig oder mehrmals um 

bis zu insgesamt EUR 14.110.322,00 durch Ausgabe von bis zu insgesamt 

Stück 7.055.161 neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne Nenn-

betrag (Stückaktien) gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Geneh-

migtes Kapital 2025). 

(2) Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien 

können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten oder diesen nach 

§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Unternehmen mit der Verpflichtung 

übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre ein- oder mehrmalig auszuschließen, 

(i) soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge vom Bezugsrecht 

der Aktionäre auszunehmen, 

(ii) soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlage ausgegeben werden, ins-

besondere zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Betrieben, Tei-

len von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen, Immobilien 

oder Immobilienportfolios (auch über den Erwerb von Immobilienge-

sellschaften oder Teilen davon) oder anderen einlagefähigen Vermö-

gensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögens-

gegenständen, einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder 

ihre Konzerngesellschaften, auch solcher, die in Schuldverschreibungen 

verbrieft sind, 

(iii) zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend), 

bei der den Aktionären angeboten wird, ihren Dividendenanspruch 

wahlweise (ganz oder teilweise) als Sacheinlage gegen Gewährung 

neuer Aktien in die Gesellschaft einzulegen, 

(iv) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Wan-

del- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser 

Instrumente), die von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder 

mittelbaren Beteiligungsgesellschaften begeben wurden oder noch be-

geben werden und ein Wandlungs- oder Optionsrecht auf auf den In-

haber lautende Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine 

Wandlungs- oder Optionspflicht begründen, Bezugsrechte auf neue Ak-

tien in dem Umfang zu gewähren, wie sie ihnen nach Ausübung des 

Wandlungs- bzw. Optionsrechts bzw. nach der Pflichtwandlung bzw. 

Pflichtoptionsausübung zustünden, oder 
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(v) soweit neue Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden und der auf 

die neu auszugebenden Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag 

des Grundkapitals den Betrag von insgesamt EUR 5.644.129,00 oder, 

sollte dieser Betrag niedriger sein, von insgesamt 20 % des zum Zeit-

punkt der Ausübung dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 

bestehenden Grundkapitals, (der „Höchstbetrag“) nicht überschreitet 

und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 

börsennotierten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstat-

tung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags 

nicht wesentlich unterschreitet. 

Auf den Höchstbetrag ist dasjenige Grundkapital anzurechnen, das auf 

solche Aktien entfällt, die zur Bedienung von nach dem 14. Mai 2025 

entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugs-

rechts begebenen Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombi-

nationen dieser Instrumente) ausgegeben werden oder auszugeben 

sind, oder die nach dem 14. Mai 2025 entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 

4 AktG veräußert werden. Eine Anrechnung entfällt, soweit Ermächti-

gungen zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-

bungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 

Kombinationen dieser Instrumente) gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2, § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG oder zur Veräußerung von eigenen Aktien gemäß 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nach einer Ausübung solcher 

Ermächtigungen, die zur Anrechnung geführt hat, von der Hauptver-

sammlung erneut erteilt werden. 

(4) Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 

entstehen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; soweit 

rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats für 

die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien Abweichendes festlegen, insbeson-

dere, dass die neuen Aktien vom Beginn eines bereits abgelaufenen Ge-

schäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Kapitalerhöhung noch kein Ge-

winnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung gefasst worden ist, am 

Gewinn teilnehmen. 

(5) Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitaler-

höhung und ihrer Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzule-

gen.  

(6) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der §§ 5 und 6 der Satzung nach 

vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals 

entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 

und, falls das Genehmigte Kapital 2025 bis zum 13. Mai 2030 nicht oder nicht 
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vollständig ausgenutzt worden sein sollte, nach Ablauf der Ermächtigungs-

frist anzupassen sowie alle sonstigen damit im Zusammenhang stehenden 

Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen.“ 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 9 über den 

Grund für den Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 203 Abs. 2 AktG in Verbindung 

mit § 186 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 2 AktG 

Der Vorstand hat gemäß § 203 Abs. 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 und Abs. 4 

Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über den Grund für den Ausschluss des Bezugs-

rechts erstattet. Dieser Bericht ist von der Einberufung der Hauptversammlung an über 

die Website der Gesellschaft unter  

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

zugänglich. Er wird dort auch während der Hauptversammlung zugänglich sein. 

10. Beschlussfassung über die Aufhebung der durch Beschluss der Hauptversammlung 

vom 25. Juni 2020 erteilten Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Opti-

onsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) und zum Ausschluss des Bezugsrechts und 

über die Erteilung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Op-

tionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) und zum Ausschluss des Bezugsrechts 

Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 25. Juni 2020 unter Tagesordnungspunkt 8 

wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 24. Juni 2025 

einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldver-

schreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit oder ohne Laufzeitbegren-

zung im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 250.000.000,00 zu begeben und deren Inha-

bern bzw. Gläubigern Wandlungs- bzw. Optionsrechte und Wandlungs- bzw. Options-

pflichten auf insgesamt bis zu 5.644.130 auf den Inhaber lautende Stückaktien der Ge-

sellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu 

EUR 11.288.260,00 nach näherer Maßgabe der jeweiligen Anleihebedingungen zu ge-

währen oder aufzuerlegen. Von dieser Ermächtigung hat der Vorstand bisher keinen Ge-

brauch gemacht.  

Die nur noch bis zum Ablauf des 24. Juni 2025 gültige Ermächtigung vom 25. Juni 2020 

soll, soweit sie nicht bis zu dieser Hauptversammlung ausgeübt worden ist, aufgehoben 

und durch eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld-

verschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kom-

binationen dieser Instrumente) und zum Ausschluss des Bezugsrechts ersetzt werden.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 
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a) Aufhebung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld-

verschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 

Kombinationen dieser Instrumente) und zum Ausschluss des Bezugsrechts vom 

25. Juni 2020 

Die mit Beschluss der Hauptversammlung vom 25. Juni 2020 unter Tagesordnungs-

punkt 8 erteilte Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld-

verschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 

Kombinationen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Be-

zugsrechts wird hiermit, soweit sie bis zu dieser ordentlichen Hauptversammlung 

nicht bereits durch Beschlussfassung des Vorstands mit Zustimmung des Aufsichts-

rats ausgenutzt worden ist, aufgehoben. 

b) Erteilung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Options-

schuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) und zum Ausschluss des Bezugsrechts 

Der Vorstand wird hiermit ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 

13. Mai 2030 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lau-

tende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusam-

men „Schuldverschreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbegrenzung im Gesamt-

nennbetrag von bis zu EUR 250.000.000,00 zu begeben und den Inhabern bzw. 

Gläubigern von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte und 

Wandlungs- bzw. Optionspflichten auf insgesamt bis zu 5.644.130 auf den Inhaber 

lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapi-

tals von insgesamt bis zu EUR 11.288.260,00 nach näherer Maßgabe der Anleihebe-

dingungen der Schuldverschreibungen zu gewähren oder aufzuerlegen. 

Die Schuldverschreibungen können in Euro oder – im entsprechenden Gegenwert 

– in einer anderen gesetzlichen Währung, beispielsweise eines OECD-Landes, be-

geben werden. Sie können auch durch eine unmittelbare oder mittelbare Beteili-

gungsgesellschaft der Gesellschaft ausgegeben werden; für diesen Fall wird der 

Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gesellschaft (i) die 

Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen, (ii) den Inhabern oder 

Gläubigern dieser Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder -

pflichten auf auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren 

oder aufzuerlegen und (iii) weitere für eine erfolgreiche Ausgabe erforderliche Er-

klärungen abzugeben oder Handlungen vorzunehmen. 

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann gegen Bar- und/oder Sacheinlage er-

folgen, insbesondere auch gegen Sacheinlage zum Zwecke des Erwerbs von Unter-

nehmen, Betrieben, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unterneh-

men, Immobilien oder Immobilienportfolios (auch über den Erwerb von Immobili-
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engesellschaften oder Teilen davon) oder anderen einlagefähigen Vermögensge-

genständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen, ein-

schließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften, 

auch solcher, die in Schuldverschreibungen verbrieft sind, sofern dies im Interesse 

der Gesellschaft liegt und der Wert der Sacheinlage in einem angemessenen Ver-

hältnis zum Wert der Schuldverschreibungen steht, wobei der nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelte theoretische Marktwert maßgeblich 

ist. 

Die einzelnen Emissionen können in jeweils unter sich gleichberechtigte Teilschuld-

verschreibungen eingeteilt werden. 

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuld-

verschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber bzw. 

Gläubiger berechtigen, nach Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Options-

bedingungen auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu beziehen. 

Die Optionsbedingungen können vorsehen, dass der Optionspreis ganz oder teil-

weise auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen und gegebenenfalls 

eine bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Das Bezugsverhältnis ergibt sich aus der 

Division des Nennbetrages einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 

Optionspreis für eine auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft. Soweit 

sich Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, dass diese Bruchteile 

nach Maßgabe der Optionsbedingungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum Be-

zug ganzer Aktien aufaddiert werden können oder in Geld ausgeglichen werden. 

Der anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehen-

den auf den Inhaber lautenden Stückaktien der Gesellschaft darf den Nennbetrag 

der Teilschuldverschreibung nicht überschreiten. Entsprechendes gilt, wenn Opti-

onsscheine einem Genussrecht oder einer Gewinnschuldverschreibung beigefügt 

werden. 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber bzw. 

Gläubiger der Teilschuldverschreibungen das Recht bzw. übernehmen die Pflicht, 

diese nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Wandelanleihebe-

dingungen in auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft umzutau-

schen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrages einer 

Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine auf den 

Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft und kann auf eine volle Zahl auf- oder 

abgerundet werden. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des un-

ter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrages einer Teilschuldverschreibung 

durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine neue auf den Inhaber lautende 

Stückaktie der Gesellschaft ergeben. Der Wandlungspreis und das Umtauschver-

hältnis können in den Wandelanleihebedingungen auch variabel, insbesondere in 

Abhängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses innerhalb einer bestimmten 
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Bandbreite während der Laufzeit festgesetzt werden. Ferner können eine Zuzah-

lung oder die Zusammenlegung oder ein Ausgleich für nicht wandlungsfähige Spit-

zen bzw. rechnerische Bruchteile von Aktien festgesetzt werden. Der anteilige Be-

trag am Grundkapital der bei Wandlung auszugebenden auf den Inhaber lautenden 

Stückaktien darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung nicht übersteigen.  

Die Anleihebedingungen können auch eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht zum 

Ende der Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt oder zu einem bestimmten 

Ereignis (jeweils „Endfälligkeit“) begründen oder das Recht der Gesellschaft vorse-

hen, bei Endfälligkeit den Gläubigern der Options- und/oder Wandelschuldver-

schreibungen ganz oder teilweise an Stelle der Zahlung des fälligen Geldbetrages 

Aktien der Gesellschaft oder einer anderen börsennotierten Gesellschaft nach 

Maßgabe des Umtauschverhältnisses zu gewähren. Auch in diesem Fall darf der 

anteilige Betrag am Grundkapital der bei Wandlung auszugebenden auf den Inha-

ber lautenden Stückaktien den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen. Vorstehende Vorgaben gelten entsprechend, wenn das Wandlungs-

recht bzw. die Wandlungspflicht sich auf ein Genussrecht oder eine Gewinnschuld-

verschreibung beziehen. 

Die Wandlungs- und Optionsrechte sowie etwaige Wandlungs- bzw. Optionspflich-

ten können aus einem bestehenden oder in dieser oder künftigen Hauptversamm-

lungen zu beschließenden bedingten Kapital sowie aus bestehendem oder künfti-

gem genehmigten Kapital bedient werden. Die Anleihebedingungen können zudem 

jeweils festlegen, dass im Falle der Wandlung bzw. Optionsausübung auch eigene 

Aktien der Gesellschaft gewährt werden können bzw. ein Wandlungs- bzw. Opti-

onsrecht und/oder eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht durch Lieferung solcher 

Aktien erfüllt werden kann. Ferner kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft 

den Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht auf den Inhaber lautende Stück-

aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt. Die Anlei-

hebedingungen können auch eine Kombination der vorgenannten Erfüllungsfor-

men vorsehen. 

Im Fall der Begebung von Schuldverschreibungen, die ein Options- oder Wand-

lungsrecht gewähren oder eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht bestimmen, muss 

der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis – auch bei einem variab-

len Umtauschverhältnis oder Wandlungspreis – entweder: 

■ mindestens 80 % des Durchschnittskurses der Aktie der Gesellschaft an zehn 

Börsentagen vor dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die 

Begebung der Schuldverschreibungen betragen 

oder 

■ mindestens 80 % des Durchschnittskurses der Aktie der Gesellschaft während 

der Tage, an denen Bezugsrechte auf die Schuldverschreibungen an der Börse 

gehandelt werden, mit Ausnahme der Tage der Bezugsfrist, die erforderlich 
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sind, damit der Wandlungs- oder Optionspreis gemäß § 186 Abs. 2 AktG frist-

gerecht bekannt gemacht werden kann, entsprechen. 

§ 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

Im Fall der Begebung von Schuldverschreibungen, die eine Wandlungs- bzw. Opti-

onspflicht bestimmen, kann der Wandlungs- oder Optionspreis nach näherer Maß-

gabe der Anleihebedingungen auch mindestens 80 % des Durchschnittskurses der 

Aktie der Gesellschaft während der letzten zehn Börsentage vor oder nach der End-

fälligkeit entsprechen. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

„Durchschnittskurs“ ist dabei jeweils der volumengewichtete Durchschnittswert 

der Kurse der Aktie der Gesellschaft in der Schlussauktion im elektronischen Xetra-

Handel der Deutsche Börse AG in Frankfurt am Main (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem). 

Der Options- und Wandlungspreis kann unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG und des 

§ 199 AktG aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung 

der Anleihebedingungen dann ermäßigt werden, wenn die Gesellschaft während 

der Laufzeit der Schuldverschreibungen durch (i) eine Kapitalerhöhung aus Gesell-

schaftsmitteln das Grundkapital erhöht oder (ii) unter Einräumung eines ausschließ-

lichen Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder eigene Aktien 

veräußert oder (iii) unter Einräumung eines ausschließlichen Bezugsrechts an ihre 

Aktionäre weitere Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrecht oder 

-pflicht begibt, gewährt oder garantiert und in den Fällen (ii) und (iii) den Inhabern 

schon bestehender Options- und Wandlungsrechte oder -pflichten hierfür kein Be-

zugsrecht eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder Wand-

lungsrechts oder nach Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht zustehen 

würde. Die Anleihebedingungen können darüber hinaus für den Fall der Kapitalher-

absetzung oder anderer Maßnahmen oder Ereignisse, die mit einer wirtschaftlichen 

Verwässerung des Wertes der Options- oder Wandlungsrechte oder -pflichten ver-

bunden sind (z.B. Dividenden, Kontrollerlangungen durch Dritte), eine Anpassung 

der Options- oder Wandlungsrechte oder Options- oder Wandlungspflichten (z.B. 

Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises) vorsehen. 

Statt einer Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises kann nach näherer Be-

stimmung der Bedingungen der Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen auch 

die Zahlung eines entsprechenden Betrages in Geld durch die Gesellschaft bei Aus-

übung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder bei der Erfüllung der Options- bzw. 

Wandlungspflicht vorgesehen werden. 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen 

zu. Die Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren Kreditinsti-

tuten oder diesen nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Unternehmen mit 

der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten 

(mittelbares Bezugsrecht). 
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Soweit Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. Wand-

lungs- und/oder Optionspflicht gegen Barleistung ausgegeben werden sollen, wird 

der Vorstand jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Schuldver-

schreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. Wandlungs- und/oder 

Optionspflicht in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 

Ausschluss des Bezugsrechts auszugeben, sofern der Vorstand nach pflichtgemäßer 

Prüfung zu der Auffassung gelangt ist, dass der Ausgabepreis den nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuld-

verschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. Wandlungs- 

und/oder Optionspflicht nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss gilt nur insoweit, als auf die zur Bedienung der Wandlungs- 

und Optionsrechte bzw. bei Erfüllung der Wandlungs- und Optionspflicht ausgege-

benen bzw. auszugebenden Aktien insgesamt ein anteiliger Betrag des Grundkapi-

tals von nicht mehr als EUR 5.644.129,00 oder, sollte dieser Betrag niedriger sein, 

von insgesamt nicht mehr als 20 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Ausübung 

der Ermächtigung (der „Höchstbetrag“) entfällt. 

Auf diesen Höchstbetrag für einen Bezugsrechtsausschluss ist das Grundkapital an-

zurechnen, das auf Aktien entfällt, die seit dem 14. Mai 2025 in direkter oder sinn-

gemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wer-

den, insbesondere die unter Ausnutzung genehmigten Kapitals ausgegeben wer-

den, soweit bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals das Bezugsrecht der Aktio-

näre gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, oder die die 

Gesellschaft auf der Grundlage einer Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 

erworben hat und an Dritte gegen Barzahlung ohne Einräumung eines Bezugsrechts 

der Aktionäre entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert. Eine Anrechnung 

entfällt, soweit Ermächtigungen zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss, insbe-

sondere zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital gemäß §§ 203 Abs. 2, 

186 Abs. 3 Satz 4 AktG bzw. zur Veräußerung von eigenen Aktien gemäß §§ 71 Abs. 

1 Nr. 8, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, nach einer Ausübung solcher Ermächtigungen, die 

zur Anrechnung geführt hat, von der Hauptversammlung erneut erteilt werden. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht, 

Optionsrecht oder Wandlungs- oder Optionspflicht ausgegeben werden, wird der 

Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichts-

rats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldver-

schreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d.h. keine Mitgliedschaftsrechte 

in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren 

und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, 

des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Außerdem müssen in diesem 

Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuld-

verschreibungen nach pflichtgemäßer Prüfung des Vorstands den zum Zeitpunkt 

der Begebung aktuellen Marktkonditionen entsprechen. 
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Der Vorstand wird weiter ermächtigt, (i) mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-

zugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschreibungen für Spitzenbeträge auszuschlie-

ßen und (ii) das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, so-

weit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von mit Wandlungs- bzw. 

Optionsrechten und/oder Wandlungs- bzw. Optionspflichten ausgestatteten 

Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang gewähren zu können, wie 

es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder nach Erfüllung 

der Wandlungs- bzw. Optionspflicht zustehen würde. 

Ferner wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre auf Schuldverschreibungen auszuschließen, soweit die Ausgabe 

der Schuldverschreibungen gegen Sacheinlage erfolgt, insbesondere auch zum Zwe-

cke des Erwerbs von Unternehmen, Betrieben, Teilen von Unternehmen oder Be-

teiligungen an Unternehmen, Immobilien oder Immobilienportfolios (auch über den 

Erwerb von Immobiliengesellschaften oder Teilen davon) oder anderen einlagefähi-

gen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensge-

genständen, einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzern-

gesellschaften, auch solcher, die in Schuldverschreibungen verbrieft sind. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Beachtung 

der in dieser Ermächtigung festgelegten Grundsätze die weiteren Einzelheiten der 

Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen und deren Bedingungen fest-

zusetzen bzw. diese im Einvernehmen mit den Organen der begebenden unmittel-

baren oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaften festzulegen. Dies betrifft insbe-

sondere den Zinssatz, die Art der Verzinsung, den Wandlungs- oder Optionspreis, 

die Laufzeit und die Stückelung, den Wandlungs- bzw. Optionszeitraum, die Festle-

gung einer baren Zuzahlung, den Ausgleich oder die Zusammenlegung von Spitzen, 

die Barzahlung statt Lieferung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien und die 

Lieferung existierender statt Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien. 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 10 über den 

Grund für den Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbin-

dung mit § 186 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 2 AktG 

Der Vorstand hat gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 und 

Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über den Grund für den Ausschluss des 

Bezugsrechts erstattet. Dieser Bericht ist von der Einberufung der Hauptversammlung 

an über die Website der Gesellschaft unter  

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

zugänglich. Er wird dort auch während der Hauptversammlung zugänglich sein. 
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11. Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2020 und die Schaffung 

eines neuen bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2025) sowie über die entspre-

chende Änderung der Satzung 

Das Grundkapital ist nach § 5 Abs. 5 der Satzung um bis zu EUR 14.110.322,00, eingeteilt 

in bis zu Stück 7.055.161 auf den Inhaber lautende Stückaktien, bedingt erhöht (Beding-

tes Kapital 2020). Das Bedingte Kapital 2020 dient der Gewährung von auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- und/oder Options-

schuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 

Kombinationen dieser Instrumente), die aufgrund der von der Hauptversammlung vom 

25. Juni 2020 unter Tagesordnungspunkt 8 beschlossenen Ermächtigung zur Gewährung 

von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Ge-

winnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) von der Gesell-

schaft oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaften begeben 

wurden oder noch begeben werden und ein Wandlungs- oder Optionsrecht auf auf den 

Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungs- oder 

Optionspflicht begründen. 

Das Bedingte Kapital 2020 wurde bislang noch nicht in Anspruch genommen und soll, 

soweit es dann noch besteht, aufgehoben und durch ein neues Bedingtes Kapital 2025 

ersetzt werden. Dieses neue Bedingte Kapital 2025 soll der Gewährung von auf den In-

haber lautenden Stückaktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- und/oder Op-

tionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) dienen, die aufgrund der unter Tagesord-

nungspunkt 10 dieser Hauptversammlung zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Er-

mächtigung zur Gewährung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Ge-

nussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser In-

strumente) von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Beteili-

gungsgesellschaften begeben werden und ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht auf auf 

den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungs- 

oder Optionspflicht begründen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 

a) Aufhebung des Bedingten Kapitals 2020 

Das von der Hauptversammlung am 25. Juni 2020 beschlossene Bedingte Kapital 

2020 und seine Regelungen in § 5 Abs. 5 der Satzung werden, soweit das Bedingte 

Kapital 2020 dann noch besteht, aufschiebend bedingt auf die Eintragung der un-

ter nachstehender lit. c) vorgeschlagenen Änderungen der Satzung in das Handels-

register der Gesellschaft, aufgehoben. 

b) Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2025 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird, aufschiebend bedingt auf die Eintragung 

der nachstehend unter lit. c) vorgeschlagenen Änderung der Satzung in das Han-

delsregister der Gesellschaft, um bis zu EUR 11.288.260,00, eingeteilt in bis zu 
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Stück 5.644.130 auf den Inhaber lautende Stückaktien, bedingt erhöht („Bedingtes 

Kapital 2025“). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den 

Inhaber lautenden Stückaktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinn-

schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die aufgrund 

der von der Hauptversammlung vom 14. Mai 2025 unter Tagesordnungspunkt 10 

beschlossenen Ermächtigung zur Gewährung von Wandel- und/oder Options-

schuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) von der Gesellschaft oder deren unmit-

telbaren oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaften begeben wurden oder noch 

begeben werden und ein Wandlungs- oder Optionsrecht auf auf den Inhaber lau-

tende Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungs- oder Options-

pflicht begründen. 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des Ermächtigungs-

beschlusses der Hauptversammlung jeweils zu bestimmenden Options- oder 

Wandlungspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur soweit durchgeführt, wie 

die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten von diesen Rechten Gebrauch 

machen oder die zur Wandlung oder Optionsausübung Verpflichteten ihre Pflicht 

zur Wandlung oder Optionsausübung erfüllen, soweit nicht ein Barausgleich ge-

währt oder eigene Aktien oder aus genehmigtem Kapital geschaffene Aktien zur 

Bedienung eingesetzt werden.  

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entste-

hen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; soweit rechtlich 

zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gewinnbe-

teiligung der neuen Aktien Abweichendes festlegen, insbesondere, dass die neuen 

Aktien vom Beginn eines bereits abgelaufenen Geschäftsjahres an, für das zum 

Zeitpunkt der Entstehung der neuen Aktien noch kein Gewinnverwendungsbe-

schluss der Hauptversammlung gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der 

Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-

heiten der Durchführung einer bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 5 der Satzung entsprechend 

der jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen damit 

im Zusammenhang stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur 

die Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der Er-

mächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen nach Ablauf des Ermächti-

gungszeitraumes sowie im Falle der Nichtausnutzung des bedingten Kapitals nach 

Ablauf der Fristen für die Ausübung von Optionsrechten oder Wandlungsrechten 

oder für die Erfüllung von Optionspflichten oder Wandlungspflichten. 
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c) Satzungsänderung 

§ 5 Abs. 5 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„(5) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 11.288.260,00 , einge-

teilt in bis zu Stück 5.644.130 auf den Inhaber lautende Stückaktien, bedingt 

erhöht (Bedingtes Kapital 2025). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Ge-

währung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien an die Inhaber bzw. 

Gläubiger von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genuss-

rechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen die-

ser Instrumente), die aufgrund der von der Hauptversammlung vom 14. Mai 

2025 unter Tagesordnungspunkt 10 beschlossenen Ermächtigung zur Ge-

währung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genuss-

rechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen die-

ser Instrumente) von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder mittel-

baren Beteiligungsgesellschaften begeben wurden oder noch begeben wer-

den und ein Wandlungs- oder Optionsrecht auf auf den Inhaber lautende 

Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungs- oder Options-

pflicht begründen.  

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des Ermächti-

gungsbeschlusses der Hauptversammlung jeweils zu bestimmenden Options- 

oder Wandlungspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur soweit durch-

geführt, wie die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten von diesen 

Rechten Gebrauch machen oder die zur Wandlung oder Optionsausübung 

Verpflichteten ihre Pflicht zur Wandlung oder Optionsausübung erfüllen, so-

weit nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder aus genehmig-

tem Kapital geschaffene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden.  

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 

entstehen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; soweit 

rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats für 

die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien Abweichendes festlegen, insbeson-

dere, dass die neuen Aktien vom Beginn eines bereits abgelaufenen Ge-

schäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Entstehung der neuen Aktien 

noch kein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung gefasst 

worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung einer be-

dingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung des § 5 der Satzung entspre-

chend der jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle sons-

tigen damit im Zusammenhang stehenden Anpassungen der Satzung vorzu-

nehmen, die nur die Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der 

Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen 
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nach Ablauf des Ermächtigungszeitraumes sowie im Falle der Nichtausnut-

zung des bedingten Kapitals nach Ablauf der Fristen für die Ausübung von 

Optionsrechten oder Wandlungsrechten oder für die Erfüllung von Options-

pflichten oder Wandlungspflichten.“ 

12. Beschlussfassung über die Aufhebung der durch Beschluss der Hauptversammlung 

vom 25. Juni 2020 erteilten Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 

1 Nr. 8 AktG und über die Erteilung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb und zur 

Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG und zum Ausschluss des 

Bezugs- und Andienungsrechts der Aktionäre 

Das Aktienrecht erlaubt, die Gesellschaft zum Erwerb eigener Aktien zu ermächtigen. 

Zum Erwerb eigener Aktien bedarf die Gesellschaft, soweit der Erwerb nicht ausdrück-

lich gesetzlich zugelassen ist, einer besonderen Ermächtigung durch die Hauptversamm-

lung. Zuletzt war die Gesellschaft durch Hauptversammlungsbeschluss vom 25. Juni 

2020 ermächtigt worden, bis zum 24. Juni 2025 eigene Aktien bis zu einem Anteil am 

Grundkapital, der 10 % nicht übersteigen darf, zu erwerben. Diese bisher noch nicht aus-

genutzte Ermächtigung soll aufgehoben und durch eine neue Ermächtigung zum Erwerb 

und zur Verwendung eigener Aktien ersetzt werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

a) Die von der ordentlichen Hauptversammlung am 25. Juni 2020 unter Tagesord-

nungspunkt 10 beschlossene Ermächtigung der Gesellschaft zum Erwerb eigener 

Aktien wird, soweit von ihr noch kein Gebrauch gemacht wurde, mit Wirksamwer-

den der unter nachstehenden lit. b) ff. zu beschließenden neuen Ermächtigung 

zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien, aufgehoben. 

b) Die Gesellschaft wird gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermächtigt, bis zum 13. Mai 

2030 im Rahmen der gesetzlichen Grenzen eigene Aktien mit einem darauf entfal-

lenden anteiligen Betrag in Höhe von bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschluss-

fassung oder – falls dieser Wert niedriger ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung 

der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Der Erwerb eigener 

Aktien erfolgt nach Wahl des Vorstands aa) über die Börse oder bb) mittels eines 

an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. einer öffentlichen 

Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten (nachfolgend „Öffentliches 

Kaufangebot“). Dabei dürfen auf die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen 

Aktien zusammen mit anderen eigenen Aktien der Gesellschaft, welche die Gesell-

schaft bereits erworben hat und noch besitzt oder ihr zuzurechnen sind, zu keinem 

Zeitpunkt mehr als 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls die-

ser Wert niedriger ist – des zum jeweiligen späteren Zeitpunkt bestehenden 

Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung darf von der Gesellschaft nicht zum 

Zweck des Handels in eigenen Aktien genutzt werden. 
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aa) Erfolgt der Erwerb über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte 

Kaufpreis je Aktie (ohne Nebenkosten) den Mittelwert der Schlusskurse für 

Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung im elektronischen Xetra-Handel 

der Deutsche Börse AG in Frankfurt am Main (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an den letzten fünf (5) Handelstagen vor dem Eingehen 

der Verpflichtung zum Erwerb um nicht mehr als 10 % über- bzw. um nicht 

mehr als 20 % unterschreiten.  

bb) Erfolgt der Erwerb mittels eines Öffentlichen Kaufangebots, kann ein be-

stimmter Kaufpreis oder eine Kaufpreisspanne festgelegt werden. Dabei 

dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der Kaufpreisspanne je 

Aktie (ohne Nebenkosten) den Mittelwert der Schlusskurse für Aktien der 

Gesellschaft gleicher Ausstattung im elektronischen Xetra-Handel der Deut-

sche Börse AG in Frankfurt am Main (oder einem vergleichbaren Nachfolge-

system) an den letzten fünf (5) Handelstagen vor dem Tag der Veröffentli-

chung des Öffentlichen Kaufangebots um nicht mehr als 10 % über- bzw. um 

nicht mehr als 20 % unterschreiten. Ergibt sich nach Veröffentlichung eines 

Öffentlichen Kaufangebots eine wesentliche Kursabweichung, so kann das 

Öffentliche Kaufangebot angepasst werden; in diesem Fall bestimmt sich der 

maßgebliche Kurs nach dem Schlusskurs für Aktien der Gesellschaft gleicher 

Ausstattung im elektronischen Xetra-Handel der Deutsche Börse AG in 

Frankfurt am Main (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) am letzten 

Handelstag vor der Veröffentlichung der Anpassung; die 10 %-Grenze für das 

Über- bzw. die 20 %-Grenze für das Unterschreiten ist auf diesen Betrag an-

zuwenden. Das Volumen des Kaufs kann begrenzt werden. Sofern die ge-

samte Annahme des Angebots bzw. die gesamten bei einer Aufforderung zur 

Abgabe von Angeboten abgegebenen Angebote der Aktionäre dieses Volu-

men überschreitet bzw. überschreiten, richtet sich der Erwerb bzw. die An-

nahme durch die Gesellschaft nach dem für die Gesellschaft finanziell güns-

tigsten Angebot. Bei finanziell gleichen Angeboten erfolgt der Erwerb bzw. 

die Annahme unter insoweit partiellem Ausschluss eines etwaigen Andie-

nungsrechts nach dem Verhältnis der angedienten Aktien (Andienungsquo-

ten) statt nach dem Verhältnis der Beteiligung der andienenden Aktionäre 

(Beteiligungsquoten). Ein bevorrechtigter Erwerb bzw. eine bevorrechtigte 

Annahme geringer Stückzahlen (bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Akti-

onär) kann vorgesehen werden. Ebenfalls vorgesehen werden kann eine 

Rundung nach kaufmännischen Gesichtspunkten zur Vermeidung rechneri-

scher Bruchteile von Aktien. Das Öffentliche Kaufangebot kann weitere Be-

dingungen vorsehen.  

c) Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, in Ver-

folgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, durch ihre Konzern-

unternehmen oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte ausgenutzt werden. 
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d) Die hiermit erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien endet, ohne dass es 

einer ausdrücklichen Aufhebung bedarf, mit Wirksamkeit einer neuen Ermächti-

gung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG. Unabhängig davon 

endet die hiermit erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien spätestens am 

13. Mai 2030. 

e) Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die aufgrund dieser oder 

einer früheren Ermächtigung erworben wurden bzw. werden, zu allen gesetzlich 

zugelassenen Zwecken, insbesondere jedoch zu den nachstehend genannten Zwe-

cken, zu verwenden. 

f) Der Vorstand wird ermächtigt, eine Veräußerung der aufgrund dieser oder einer 

früher erteilten Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien auch in anderer Weise 

als ganz oder teilweise über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre bzw. 

Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots vorzunehmen, wenn die Aktien 

gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Ak-

tien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht 

wesentlich unterschreitet. Als maßgeblicher Börsenpreis im Sinne der vorstehen-

den Regelung gilt der Mittelwert der Schlusskurse für Aktien der Gesellschaft glei-

cher Ausstattung im elektronischen Xetra-Handel der Deutsche Börse AG in Frank-

furt am Main (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den letzten fünf 

(5) Handelstagen vor der Eingehung der Verpflichtung zur Veräußerung der Aktien. 

Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. Die Ermächtigung nach diesem 

Buchstaben f) gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Be-

zugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt 

20 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreiten dürfen, und zwar we-

der im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Er-

mächtigung. Auf diese Höchstgrenze von 20 % des Grundkapitals sind Aktien an-

zurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapi-

tal gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts 

ausgegeben werden oder die zur Bedienung von Wandel- und/oder Options-

schuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) ausgegeben werden oder erforderlich 

sind, sofern die zugrundeliegenden Schuldverschreibungen während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. Eine erfolgte Anrechnung 

entfällt, soweit Ermächtigungen zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Ka-

pital gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG oder zur Ausgabe von Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinn-

schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) gemäß §§ 221 

Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nach einer Ausübung solcher Ermächtigungen, 

die zur Anrechnung geführt hat, von der Hauptversammlung erneut erteilt wer-

den. 
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g) Der Vorstand wird weiter ermächtigt, eine Veräußerung der aufgrund dieser oder 

einer früher erteilten Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien auch in anderer 

Weise als ganz oder teilweise über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre 

bzw. der Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots vorzunehmen, soweit 

dies gegen Sachleistung Dritter, insbesondere im Rahmen des Erwerbs von Unter-

nehmen, Betrieben, Beteiligungen an Unternehmen, Unternehmensteilen, Immo-

bilien oder Immobilienportfolios (auch über den Erwerb von Immobiliengesell-

schaften oder Teilen davon) oder sonstigen einlagefähigen Vermögensgegenstän-

den oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen, einschließlich 

Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften (auch sol-

cher, die in Schuldverschreibungen verbrieft sind), oder im Rahmen von Unterneh-

menszusammenschlüssen geschieht. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausge-

schlossen. 

h) Bei einer Veräußerung der eigenen Aktien durch ein an alle Aktionäre gerichtetes 

Angebot bzw. der Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots ist der Vor-

stand darüber hinaus ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbe-

träge auszuschließen. 

i) Der Vorstand wird weiter ermächtigt, eigene Aktien der Gesellschaft, die aufgrund 

dieser oder einer früher erteilten Ermächtigung erworben wurden bzw. werden, 

zur Erfüllung von durch die Gesellschaft oder durch ihre unmittelbaren oder mit-

telbaren Beteiligungsgesellschaften eingeräumten Wandlungs-, Options- oder Be-

zugsrechten oder -pflichten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, Ge-

nussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser In-

strumente) oder Aktienoptionsprogrammen zur Ausgabe von Bezugsrechten auf 

Aktien an Arbeitnehmer und Mitglieder der Geschäftsführung der Gesellschaft 

und ihrer verbundenen Unternehmen zu verwenden, wobei anstelle des Vor-

stands der Aufsichtsrat gemäß nachstehendem Buchstaben j) ermächtigt ist, so-

weit eigene Aktien Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft übertragen werden 

sollen. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. 

j) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die aufgrund dieser oder früherer Ermächtigun-

gen erworbenen eigenen Aktien zur Bedienung von Rechten auf den Erwerb oder 

Pflichten zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft zu verwenden, die Mitgliedern 

des Vorstands der Gesellschaft eingeräumt wurden bzw. werden. Das Bezugsrecht 

der Aktionäre ist ausgeschlossen. 

k) Der Vorstand wird weiter ermächtigt, die eigenen Aktien der Gesellschaft, die auf-

grund dieser oder einer früher erteilten Ermächtigung erworben wurden bzw. 

werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats ohne weiteren Hauptversammlungs-

beschluss ganz oder teilweise einzuziehen. Sie können auch im vereinfachten Ver-

fahren ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen rechnerischen 

Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft eingezogen 
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werden. Die Einziehung kann auch auf einen Teil der erworbenen Aktien be-

schränkt werden. Von der Ermächtigung zur Einziehung kann mehrfach Gebrauch 

gemacht werden. Erfolgt die Einziehung im vereinfachten Verfahren, ist der Vor-

stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats zur Anpassung der Zahl der Stückaktien 

in der Satzung ermächtigt. 

l) Die Ermächtigungen unter Buchstaben e) bis k) erfassen auch die Verwendung von 

Aktien der Gesellschaft, die aufgrund von § 71d Satz 5 AktG erworben wurden 

bzw. werden. 

m) Die unter Buchstaben e) bis k) genannten Ermächtigungen können einmal oder 

mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen, einzeln oder gemeinsam, die Ermächtigun-

gen gemäß Buchstaben e) bis i) können auch durch von der Gesellschaft abhängige 

oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen, oder durch auf 

deren Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte, ausgenutzt 

werden; die Ermächtigungen bzw. Regelungen gemäß Buchstaben e) bis l) bleiben 

auch nach Aufhebung oder sonstigem Wegfall der unter Buchstaben b) und c) ge-

nannten Ermächtigungen zum Erwerb eigener Aktien bestehen, soweit die Haupt-

versammlung die Ermächtigungen bzw. Regelungen gemäß Buchstaben e) bis l) 

nicht ausdrücklich aufhebt. 

n) Der Aufsichtsrat kann (über die ohnehin vorgesehenen Zustimmungserfordernisse 

hinaus) bestimmen, dass Maßnahmen des Vorstands aufgrund dieses Hauptver-

sammlungsbeschlusses nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen.  

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 12 über den 

Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in Verbin-

dung mit § 186 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 2 AktG 

Der Vorstand hat gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 und Abs. 4 

Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über den Grund für den Ausschluss des Bezugs- 

und Andienungsrechts erstattet. Dieser Bericht ist von der Einberufung der Hauptver-

sammlung an über die Website der Gesellschaft unter  

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

zugänglich. Er wird dort auch während der Hauptversammlung zugänglich sein. 

*** 

II. 

Weitere Angaben zur Einberufung 

1. Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte zum Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung 
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Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt zum Zeitpunkt der Einberufung der virtuel-

len Hauptversammlung EUR 28.220.646,00 und ist eingeteilt in 14.110.323 auf den In-

haber lautende Stückaktien, die grundsätzlich je eine Stimme gewähren. Zum Zeit-

punkt der Einberufung der virtuellen Hauptversammlung entfallen davon 81.310 

Stückaktien auf eigene Aktien, aus denen der Gesellschaft keine Stimmrechte zu-

stehen. 

2. Abhaltung im Wege der virtuellen Hauptversammlung 

Gemäß § 17a Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft ist der Vorstand ermächtigt, vorzu-

sehen, dass die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 

Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptver-

sammlung). Der Vorstand hat von dieser Ermächtigung Gebrauch gemacht und be-

schlossen, dass die ordentliche Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung 

nach § 118a AktG abgehalten wird. 

Für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die auch den Nachweis ihres Anteilsbe-

sitzes ordnungsgemäß erbracht haben (dazu sogleich unter Ziffer 3 „Voraussetzungen 

für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung der Aktio-

närsrechte“), ist voraussichtlich ab dem 23. April 2025, 0:00 Uhr ein internetgestütztes 

und zugangsgeschütztes Hauptversammlungssystem, das HV-Portal, unter der Inter-

netadresse www.fvreit.de und dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiter-

führenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

geöffnet und steht Ihnen auch am Tag der Hauptversammlung und während ihrer voll-

ständigen Dauer zur Verfügung. 

3. Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die 

Ausübung der Aktionärsrechte 

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung der weiteren 

Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung, insbesondere des 

Stimmrechts, sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich ordnungsgemäß zur 

Hauptversammlung angemeldet und ihre Berechtigung zur virtuellen Teilnahme nach-

gewiesen haben. 

Als Nachweis der Berechtigung reicht ein durch den Letztintermediär ausgestellter 

Nachweis des Anteilsbesitzes gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Dieser Nachweis hat sich 

auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung, das heißt auf 

Dienstag, den 22. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zu beziehen (sogenannter Nachweis-
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stichtag). Die Anmeldung und der Nachweis über den Anteilsbesitz bedürfen der Text-

form (§ 126b BGB) und müssen in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein; 

hierfür reicht in jedem Fall ein Nachweis gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. 

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft jeweils 

bis spätestens Mittwoch, den 7. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) unter einer der folgen-

den Kontaktmöglichkeiten zugehen: 

Fair Value REIT-AG 

c/o GFEI HV GmbH 

Ostergrube 11 

30559 Hannover 

oder 

E-Mail: hv@gfei.de  

Nach Eingang der ordnungsgemäßen Anmeldung und des ordnungsgemäßen Nachwei-

ses des Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft unter einer der oben genannten Kontakt-

möglichkeiten werden die Zugangsdaten für die Nutzung des HV-Portals übersandt. 

Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und Übersendung des Nachwei-

ses ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 

Die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung erfolgt durch elektronische Zu-

schaltung über das HV-Portal unter www.fvreit.de und dort im Bereich „Investor Rela-

tions“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung. 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die auch den Nachweis ihres Anteilsbesitzes 

ordnungsgemäß erbracht haben, oder ihre Bevollmächtigten können ihre Aktionärs-

rechte über das HV-Portal ausüben. 

4. Bedeutung des Nachweisstichtags 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversamm-

lung und für die Ausübung der weiteren Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle 

Hauptversammlung, insbesondere des Stimmrechts, als Aktionär nur, wer einen Nach-

weis des Anteilsbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat. Die Berechtigung zur Aus-

übung von Aktionärsrechten in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung und der Um-

fang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz des 

Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die 

Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder teil-

weisen Veräußerung des Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Aus-

übung von Aktionärsrechten in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung und den 

Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs am Nachweis-
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stichtag maßgeblich, d. h. Veräußerungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag ha-

ben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Ausübung von Aktionärsrechten in 

Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung und auf den Umfang des Stimmrechts. Ent-

sprechendes gilt für den Zuerwerb von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, 

die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär wer-

den, können Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung nur ausü-

ben, soweit sie sich bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen lassen. Der 

Nachweisstichtag ist kein relevantes Datum für eine eventuelle Dividendenberechti-

gung. 

5. Elektronische Zuschaltung der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigung zur virtuellen 

Hauptversammlung  

Ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre, die auch den Nach-

weis ihres Anteilsbesitzes ordnungsgemäß erbracht haben, bzw. ihre Bevollmächtigten 

können sich zur Hauptversammlung über das HV-Portal elektronisch zuschalten und 

diese dort live in Bild und Ton verfolgen. Das HV-Portal steht voraussichtlich ab Mitt-

woch, den 23. April 2025, 0:00 Uhr zur Verfügung und ist über die Internetseite der 

Gesellschaft unter www.fvreit.de und dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem 

weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

erreichbar. 

Die Anmeldung im HV-Portal erfolgt mit den Zugangsdaten, welche die ordnungsge-

mäß angemeldeten Aktionäre, die auch den Nachweis ihres Anteilsbesitzes ordnungs-

gemäß erbracht haben, bzw. ihre Bevollmächtigten zusammen mit der Anmeldebestä-

tigung erhalten.  

6. Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung  

Die gesamte Hauptversammlung wird am Mittwoch, den 14. Mai 2025, ab 10:00 Uhr 

(MESZ) live in Bild und Ton in unserem HV-Portal unter www.fvreit.de und dort im Be-

reich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. 

unter dem Link 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

übertragen.  

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die auch den Nachweis ihres Anteilsbesitzes 

ordnungsgemäß erbracht haben, bzw. ihre Bevollmächtigten können die gesamte vir-

tuelle Hauptversammlung (einschließlich der Generaldebatte und der Abstimmung) 

am 14. Mai 2025 ab 10:00 Uhr (MESZ) live in Bild und Ton im HV-Portal verfolgen. Bitte 
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entnehmen Sie die erforderlichen Zugangsdaten zum HV-Portal Ihrer Anmeldebestäti-

gung. 

7. Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl  

Aktionäre können ihre Stimmrechte im Wege elektronischer Kommunikation („elekt-

ronische Briefwahl“) ausüben. Zur Ausübung des Stimmrechts im Wege der elektroni-

schen Briefwahl sind nur die Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig entsprechend 

den oben unter Ziffer 3 „Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Haupt-

versammlung und die Ausübung der Aktionärsrechte“ genannten Voraussetzungen an-

gemeldet und den Nachweis des Anteilsbesitzes ordnungsgemäß erbracht haben. Für 

die per elektronischer Briefwahl ausgeübten Stimmrechte ist der zum Nachweisstich-

tag nachgewiesene Aktienbestand maßgeblich. 

Die Stimmabgabe per elektronischer Briefwahl sowie Änderungen hinsichtlich Ihrer 

Briefwahlstimmen und der Widerruf einer erfolgten Stimmabgabe per elektronischer 

Briefwahl können ausschließlich über das HV-Portal unter www.fvreit.de und dort im 

Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ 

bzw. unter dem Link 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

vorgenommen werden.  

Die Stimmabgabe über das HV-Portal ist ab dem 23. April 2025, 0:00 Uhr (MESZ), bis 

unmittelbar vor Beginn der Abstimmung in der virtuellen Hauptversammlung am 14. 

Mai 2025 möglich. Bis zum Beginn der Abstimmung in der virtuellen Hauptversamm-

lung am 14. Mai 2025 kann im HV-Portal eine über das HV-Portal vorgenommene 

Stimmabgabe auch geändert oder widerrufen werden. 

Wird bei der elektronischen Briefwahl zu einem Tagesordnungspunkt keine ausdrück-

liche oder eindeutige Stimme abgegeben, so wird dies für diesen Tagesordnungspunkt 

als Enthaltung gewertet. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung 

durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung 

mitgeteilt wurde, so gilt eine Stimmabgabe zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt 

auch als entsprechende Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten für die Stimmabgabe im Wege der elektroni-

schen Briefwahl durch einen Bevollmächtigten entsprechend. 

8. Vertretung bei Stimmrechtsausübung, Wahrnehmung des Auskunftsrechts oder 

sonstiger Aktionärsrechte oder virtueller Teilnahme  

Die Aktionäre können ihr Stimmrecht bzw. ihre sonstigen Aktionärsrechtrechte, wie 

insbesondere das Rede- und Auskunftsrecht, im Zusammenhang mit der virtuellen 
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Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. durch einen Intermediär, 

eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer 

Wahl, ausüben lassen. Auch in diesem Fall bedarf es einer rechtzeitigen Anmeldung 

und des Nachweises des Anteilsbesitzes entsprechend den oben unter Ziffer 3 „Voraus-

setzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung 

der Aktionärsrechte“ genannten Voraussetzungen. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung ge-

genüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB); für die in § 135 AktG 

genannten Bevollmächtigten können Abweichungen gelten (siehe dazu noch unten). 

Eine Bevollmächtigung, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung können 

bis spätestens Dienstag, den 13. Mai 2025, 18:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs), 

postalisch, per E-Mail oder per Telefax an eine der oben unter Ziffer 3 „Voraussetzun-

gen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung der Ak-

tionärsrechte“ genannten Kontaktmöglichkeiten erfolgen. Wir wären Ihnen dankbar, 

wenn Sie das hierfür vorgesehene Vollmachtsformular verwenden würden. Die Ver-

wendung des Formulars ist jedoch nicht zwingend erforderlich. Das Vollmachtsformu-

lar und die entsprechenden Erläuterungen werden den Aktionären nach der oben be-

schriebenen form- und fristgerechten Anmeldung und dem ordnungsgemäßen Nach-

weis des Anteilsbesitzes zusammen mit der Zugangskarte übermittelt. Ein entspre-

chendes Formular ist zudem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung zugänglich. Ferner steht Ihnen 

insoweit das HV-Portal unter www.fvreit.de und dort im Bereich „Investor Relations“ 

unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

zur Verfügung, über das die Erteilung und Änderungen der Vollmacht, ihr Widerruf und 

der Nachweis der Bevollmächtigung bis zur Schließung der virtuellen Hauptversamm-

lung am 14. Mai 2025 durch den Versammlungsleiter, möglich sein werden. Bitte be-

achten Sie, dass dem Bevollmächtigen die Stimmrechtsausübung nur möglich ist, wenn 

er hierzu rechtzeitig vor Beginn der Abstimmung bevollmächtigt worden ist. 

Für Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und die übrigen in 

§ 135 AktG genannten Bevollmächtigten gelten die gesetzlichen Regelungen gemäß 

§ 135 AktG; bitte wenden Sie sich an den betreffenden Intermediär, die betreffende 

Aktionärsvereinigung, den betreffenden Stimmrechtsberater oder die betreffende 

sonstige in § 135 Abs. 8 AktG genannte Person oder Institution, um Näheres zu erfah-

ren. 

Bevollmächtigte können ebenfalls nicht physisch an der virtuellen Hauptversammlung 

teilnehmen. Sie können das Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich 
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im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht und 

Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ausüben. 

Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder 

mehrere von diesen zurückweisen. 

Gehen auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander abweichende Erklä-

rungen ein, werden – jeweils unabhängig vom Eingangszeitpunkt – zunächst die über 

das HV-Portal abgegebenen Erklärungen, danach die per E-Mail abgegebenen Erklä-

rungen, danach die per Telefax abgegebenen Erklärungen und zuletzt Erklärungen in 

Papierform berücksichtigt. 

Gehen bei der Gesellschaft Stimmabgaben (Briefwahlstimmen) und Vollmachtsertei-

lungen bzw. Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

gleichzeitig ein, werden die Briefwahlstimmen vorrangig berücksichtigt. 

9. Verfahren für die Stimmabgabe durch weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter 

der Gesellschaft 

Aktionäre haben auch die Möglichkeit, ihr Stimmrecht in der virtuellen Hauptver-

sammlung aufgrund Erteilung von Vollmacht und Weisungen durch von der Gesell-

schaft benannte Stimmrechtsvertreter ausüben zu lassen. Auch in diesem Fall bedarf 

es einer rechtzeitigen Anmeldung und des ordnungsgemäßen Nachweises des Anteils-

besitzes entsprechend den oben unter Ziffer 3 „Voraussetzungen für die Teilnahme an 

der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung der Aktionärsrechte“ genannten 

Voraussetzungen. 

Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht aus-

schließlich auf Grundlage der vom Aktionär oder dessen Bevollmächtigten erteilten 

Weisungen aus. Die hierzu notwendigen Vollmachten und Weisungen können Aktio-

näre in Textform (§ 126b BGB) erteilen. Die Erteilung sowie Änderungen hinsichtlich 

der Vollmacht und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsver-

treter können bis spätestens Dienstag, den 13. Mai 2025, 18:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt 

des Zugangs), postalisch, per E-Mail oder per Telefax an eine der oben unter Ziffer 3 

„Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung und Nachweis des Anteilsbesitzes“ ge-

nannten Kontaktmöglichkeiten erfolgen. Wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie das hier-

für vorgesehene Vollmachts- und Weisungsformular verwenden würden. Die Verwen-

dung des Formulars ist jedoch nicht zwingend erforderlich. Das Vollmachts- und Wei-

sungsformular und die entsprechenden Erläuterungen werden den Aktionären nach 

der oben beschriebenen form- und fristgerechten Anmeldung und dem ordnungsge-

mäßen Nachweis des Anteilsbesitzes zusammen mit der Zugangskarte übermittelt. Ein 

entsprechendes Formular ist zudem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung zugänglich. Bei mehrfach einge-

henden Erklärungen hat die zuletzt eingegangene form- und fristgerechte Erklärung 
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Vorrang.  

Außerdem steht Ihnen auch insoweit das HV-Portal unter www.fvreit.de und dort im 

Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ 

bzw. unter dem Link  

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

zur Verfügung, über das die Erteilung sowie Änderungen hinsichtlich der Vollmacht und 

Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bis unmittel-

bar vor Beginn der Abstimmung in der virtuellen Hauptversammlung am 14. Mai 

2025 möglich sein werden.  

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, 

ohne dass dies im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt 

eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Wei-

sung für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 

Bitte beachten Sie, dass die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

keine Vollmachten zur Einlegung von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbe-

schlüsse oder zur Ausübung des Auskunftsrechts unter den in dieser Einladung wieder-

gegebenen Voraussetzungen entgegennehmen. Weiterhin nehmen die Stimmrechts-

vertreter keine Aufträge zu Stellungnahmen, Redebeiträgen, zum Stellen von Anträgen 

oder zum Unterbreiten von Wahlvorschlägen entgegen. 

Gehen auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander abweichende Erklä-

rungen ein, werden – jeweils unabhängig vom Eingangszeitpunkt – zunächst die über 

das HV-Portal abgegebenen Erklärungen, danach die per E-Mail abgegebenen Erklä-

rungen, danach die per Telefax abgegebenen Erklärungen und zuletzt Erklärungen in 

Papierform berücksichtigt. 

Gehen bei der Gesellschaft Stimmabgaben (Briefwahlstimmen) und Vollmachtsertei-

lungen bzw. Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

gleichzeitig ein, werden die Briefwahlstimmen vorrangig berücksichtigt. 

10. Angaben zu den Rechten der Aktionäre 

Anträge von Aktionären auf Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG  

Aktionäre, deren Anteile alleine oder zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapi-

tals oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 am Grundkapital erreichen, kön-

nen verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht 

werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 

beiliegen. Darüber hinaus kann die Hauptversammlung gemäß § 87 Abs. 4 AktG auf 

Antrag nach § 122 Abs. 2 Satz 1 AktG die nach § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG festgelegte 
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Maximalvergütung für den Vorstand herabsetzen. Ergänzungsverlangen müssen der 

Gesellschaft schriftlich mindestens 30 Tage vor der virtuellen Hauptversammlung, also 

spätestens am Sonntag, den 13. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zu-

gangs), unter folgender Adresse zugehen: 

Fair Value REIT-AG 

- Vorstand - 

Robert-Bosch-Straße 11 

63225 Langen (Hessen) 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag 

des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur 

Entscheidung des Vorstands über das Ergänzungsverlangen halten. § 70 AktG findet 

Anwendung. Im Übrigen ist § 121 Abs. 7 AktG entsprechend anzuwenden.  

Bekanntmachung und Zuleitung von Ergänzungsverlangen erfolgen in gleicher Weise 

wie bei der Einberufung.  

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 

Nr. 3, 126 Abs. 1 und 127 AktG  

Jeder Aktionär ist berechtigt, Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und/oder 

Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zu den 

auf der Tagesordnung stehenden Wahlen zu übersenden (§§ 126 Abs. 1, 127 AktG). 

Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 Abs. 1 Satz 1 oder § 127 

Satz 1 AktG zugänglich zu machen sind, gelten als im Zeitpunkt der Zugänglichmachung 

gestellt; dies gilt uneingeschränkt jedoch nur, wenn der den Antrag stellende oder den 

Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptver-

sammlung angemeldet ist. Sofern der Aktionär, der den Antrag gestellt bzw. Wahlvor-

schlag unterbreitet hat, nicht ordnungsgemäß legitimiert bzw. nicht ordnungsgemäß 

zur Hauptversammlung angemeldet ist, muss der Antrag bzw. Wahlvorschlag in der 

Hauptversammlung nicht behandelt werden.  

Sollte über Gegenanträge oder Wahlvorschläge abgestimmt werden, ist die Stimm-

rechtsausübung ausschließlich über das HV-Portal möglich. Das Recht des Versamm-

lungsleiters, im Rahmen der Abstimmung zuerst über die Vorschläge der Verwaltung 

abstimmen zu lassen, bleibt hiervon unberührt. Sollten die Vorschläge der Verwaltung 

mit der notwendigen Mehrheit angenommen werden, haben sich insoweit die Gegen-

anträge oder (abweichende) Wahlvorschläge erledigt.  

Gegenanträge von Aktionären werden vorbehaltlich § 126 Abs. 2 und Abs. 3 AktG, 

Wahlvorschläge werden vorbehaltlich §§ 127 Satz 1, 126 Abs. 2 und Abs. 3, § 127 Satz 

3 AktG ausschließlich im Internet unter www.fvreit.de und dort im Bereich „Investor 

Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link 
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www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

zugänglich gemacht, wenn die nachfolgend beschriebenen Voraussetzungen eingehal-

ten werden.  

Das Zugänglichmachen erfolgt einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begrün-

dung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung. Danach zugänglich zu ma-

chende Gegenanträge müssen sich gegen einen Vorschlag von Vorstand und/oder Auf-

sichtsrat richten und zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Begründung 

übersandt werden. Zugänglich zu machende Wahlvorschläge müssen zu den auf der 

Tagesordnung stehenden Wahlen übersandt werden; sie müssen nicht mit einer Be-

gründung versehen werden.  

Zugänglich zu machende Gegenanträge mit Begründung gegen einen Vorschlag von 

Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung und 

Wahlvorschläge von Aktionären zu den auf der Tagesordnung stehenden Wahlen müs-

sen der Gesellschaft spätestens am Dienstag, den 29. April 2025, 24:00 (MESZ) (Zeit-

punkt des Zugangs) unter der nachstehenden Adresse zugegangen sein: 

Fair Value REIT-AG 

- Vorstand - 

Robert-Bosch-Straße 11 

63225 Langen (Hessen) 

oder 

E-Mail: hv@gfei.de 

Gegenanträge und Wahlvorschläge sowie sonstige Anträge können darüber hinaus 

auch während der Hauptversammlung im Wege der Videokommunikation, mithin im 

Rahmen des Rederechts, gestellt werden. 

Recht zur Einreichung von Stellungnahmen gemäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 6, 130a 

Abs. 1 bis 4 AktG  

Ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre, die auch den Nach-

weis ihres Anteilsbesitzes ordnungsgemäß erbracht haben, bzw. ihre Bevollmächtig-

ten, haben gemäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, 130a Abs. 1 bis 4 AktG das Recht, vor 

der Hauptversammlung Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung in 

Textform im Wege elektronischer Kommunikation über das zugangsgeschützte HV-

Portal unter www.fvreit.de und dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem wei-

terführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung  

einzureichen. 
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Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter üben das Recht zur Einrei-

chung von Stellungnahmen nicht für die sie bevollmächtigenden Aktionäre aus. 

Stellungnahmen sind in Textform als Datei im PDF-Format einzureichen und dürfen 

10.000 Zeichen (inklusive Leerzeichen) nicht überschreiten. Mit dem Einreichen erklärt 

sich der Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Stellung-

nahme unter Nennung seines Namens im zugangsgeschützten HV-Portal zugänglich 

gemacht wird. 

Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, also bis spä-

testens Donnerstag, den 8. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs), ein-

zureichen. Eingereichte Stellungnahmen werden, soweit nicht ausnahmsweise von ei-

ner Zugänglichmachung nach § 130a Abs. 3 Satz 4 AktG abgesehen werden darf, bis 

spätestens vier Tage vor der Hauptversammlung, also bis spätestens Freitag, den 

9. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ), im zugangsgeschützten HV-Portal zugänglich gemacht. 

Etwaige Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls im HV-Portal veröffentlicht. 

Für Fragen und Widersprüche sowie Gegenanträge und Wahlvorschläge gilt dagegen 

das in dieser Einberufung jeweils gesondert beschriebene Verfahren. Es wird darauf 

hingewiesen, dass Fragen, Widersprüche, Gegenanträge oder Wahlvorschläge, die in 

einer Stellungnahme enthalten sind, aber nicht wie in dieser Einberufung beschrieben 

eingereicht wurden, unberücksichtigt bleiben. 

Rederecht gemäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 7, 130a Abs. 5 und 6 AktG  

Zur Hauptversammlung ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die auch den Nach-

weis ihres Anteilsbesitzes ordnungsgemäß erbracht haben, bzw. ihre Bevollmächtig-

ten, die elektronisch zu der virtuellen Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben in 

der Hauptversammlung ein Rederecht, das im Wege der Videokommunikation ausge-

übt wird. Ab Beginn der Hauptversammlung werden über das zugangsgeschützte HV-

Portal, abrufbar unter www.fvreit.de und dort im Bereich „Investor Relations“ unter 

dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

die Funktion für die Wortmeldung und die Antragstellung aktiviert, über die ordnungs-

gemäß angemeldete Aktionäre, die auch den Nachweis ihres Anteilsbesitzes ordnungs-

gemäß erbracht haben, bzw. deren Bevollmächtigte ihren Redebeitrag bzw. Antrag an-

melden können.  

Das Rederecht umfasst insbesondere auch das Recht, Anträge und Wahlvorschläge 

nach §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, 126 Abs. 1 und 127 AktG (wie vorstehend unter „Ge-

genanträge und Wahlvorschläge gemäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, 126 Abs. 1, 127 
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AktG“ beschrieben) zu stellen sowie das in der Hauptversammlung bestehende Aus-

kunftsrecht (wie nachstehend unter „Auskunftsrecht gemäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 

Nr. 4, 131 Abs. 1 AktG“ beschrieben) geltend zu machen.  

Das Rederecht kann auch von bevollmächtigten Dritten eines Aktionärs ausgeübt wer-

den. Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter üben das Rederecht 

nicht für die sie bevollmächtigenden Aktionäre aus.  

Für die elektronische Zuschaltung im Wege der Videokommunikation benötigen Akti-

onäre oder deren Bevollmächtigte einen Internetzugang sowie ein entsprechendes 

Endgerät (z.B. Laptop, PC, Smartphone oder Tablet, jeweils mit Kamera und Mikrofon, 

auf die vom Browser aus zugegriffen werden kann). Weitere Informationen zu den 

technischen Voraussetzungen für die elektronische Zuschaltung zur Hauptversamm-

lung finden Sie unter www.fvreit.de und dort im Bereich „Investor Relations“ unter 

dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung.  

Personen, die sich über das HV-Portal für einen Redebeitrag bzw. eine Antragstellung 

angemeldet haben, werden im zugangsgeschützten HV-Portal für ihren Redebeitrag 

bzw. ihre Antragsstellung freigeschaltet. Die Gesellschaft behält sich vor, die Funkti-

onsfähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und 

Gesellschaft in der Versammlung und vor dem Redebeitrag bzw. der Antragstellung zu 

überprüfen und diese zurückzuweisen, sofern die Funktionsfähigkeit nicht sicherge-

stellt ist. 

Gemäß § 19 Abs. 2 und 3 der Satzung der Gesellschaft kann der Versammlungsleiter 

die Reihenfolge der Redebeiträge bestimmen und ist ermächtigt, das Rederecht zeit-

lich angemessen zu beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der Haupt-

versammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlich angemessenen Rahmen für 

Redebeiträge festzusetzen. 

Auskunftsrecht gemäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4, 131 Abs. 1 AktG  

Ordnungsgemäß zur Versammlung angemeldete Aktionäre, die auch den Nachweis ih-

res Anteilsbesitzes ordnungsgemäß erbracht haben, bzw. ihre Bevollmächtigten haben 

ein Auskunftsrecht in der Hauptversammlung, das im Wege elektronischer Kommuni-

kation auszuüben ist. Auf Verlangen sind jedem Aktionär gemäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 

Nr. 4, 131 Abs. 1 AktG vom Vorstand Auskünfte über Angelegenheiten der Gesellschaft 

zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung der Gegenstände der Tagesordnung 

erforderlich sind. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und ge-

schäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen. Eine 

Einreichung von Fragen im Vorfeld der Hauptversammlung ist nicht möglich. Aus-

kunftsverlangen dürfen Bestandteil eines Redebeitrags im vorstehenden Sinne sein.  
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Bitte beachten Sie, dass der Versammlungsleiter gemäß § 131 Abs. 1f AktG festlegen 

kann, dass das Auskunftsrecht ausschließlich über die von der Gesellschaft angebotene 

Videokommunikation im HV-Portal auszuüben ist. Die näheren Modalitäten der Aus-

übung des Auskunftsrechts wird der Versammlungsleiter in der Hauptversammlung 

näher erläutern. Die Ausübung des Auskunftsrechts ist ausschließlich am Tag der 

Hauptversammlung ab 10:00 Uhr (MESZ) bis zu dem vom Versammlungsleiter festge-

legten Zeitpunkt möglich. 

Das Auskunftsrecht kann auch von bevollmächtigten Dritten eines Aktionärs ausgeübt 

werden. Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter üben das Aus-

kunftsrecht nicht für die sie bevollmächtigenden Aktionäre aus.  

Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwi-

schen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und Gesellschaft in der Versammlung zuvor zu 

überprüfen und die Wortmeldung zurückzuweisen, sofern die Funktionsfähigkeit nicht 

sichergestellt ist.  

Gemäß § 19 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft ist der Versammlungsleiter ermächtigt, 

das Auskunftsrecht zeitlich angemessen zu beschränken. Er ist insbesondere berech-

tigt, zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlich an-

gemessenen Rahmen für Fragebeiträge festzusetzen.  

Zu allen vom Vorstand gegebenen Antworten steht den Aktionären in der Versamm-

lung ein Nachfragerecht gem. § 131 Abs. 1d AktG zu. Für dieses Nachfragerecht gelten 

die vorstehenden Ausführungen entsprechend, insbesondere in Bezug auf die zeitlich 

angemessene Beschränkung durch den Versammlungsleiter. 

Widerspruchsrecht  

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die auch den Nachweis ihres Anteilsbesitzes 

ordnungsgemäß erbracht haben, bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, Wider-

spruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung im Wege der elektronischen Kommu-

nikation zu erklären. Der Widerspruch kann während der gesamten Dauer der virtuel-

len Hauptversammlung bis zu ihrem Ende ausschließlich im Wege der elektronischen 

Kommunikation über das HV-Portal zu Protokoll des Notars erklärt werden. Der Notar 

hat die Gesellschaft zur Entgegennahme von Widersprüchen über das HV-Portal er-

mächtigt und erhält die Widersprüche über das HV-Portal. 

Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können keine Widersprüche gegen Be-

schlüsse der Hauptversammlung zu Protokoll des die Hauptversammlung beurkunden-

den Notars erklären.  

11. Informationen gemäß § 124a AktG auf der Internetseite der Gesellschaft 
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Diese Einladung zur Hauptversammlung, die der Hauptversammlung zugänglich zu ma-

chenden Unterlagen und weitere Informationen im Zusammenhang mit der Hauptver-

sammlung sind ab der Einberufung der Hauptversammlung und auch noch während 

der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.fvreit.de und 

dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversamm-

lung“ bzw. unter dem Link 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung 

abrufbar. Dort finden sich auch Informationen zum Datenschutz für Aktionäre. Ferner 

werden dort nach der Hauptversammlung die Abstimmungsergebnisse veröffentlicht. 

12. Datenschutzrechtliche Informationen für Aktionäre 

Wenn sich Aktionäre für die Hauptversammlung anmelden und ihre Aktionärsrechte in 

Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung ausüben oder eine Stimmrechtsvollmacht 

erteilen, erhebt die Gesellschaft personenbezogene Daten über die Aktionäre 

und/oder ihre Bevollmächtigten, um den Aktionären und Aktionärsvertretern die 

Ausübung ihrer Rechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung zu ermöglichen. 

Die Gesellschaft verarbeitet personenbezogene Daten als verantwortliche Stelle unter 

Beachtung der Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung („DS-GVO“) sowie 

aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Einzelheiten zum Umgang mit den personenbe-

zogenen Daten und zu den Rechten der Aktionäre gemäß der DS-GVO finden sich auf 

der Internetseite der Gesellschaft unter www.fvreit.de und dort im Bereich „Investor 

Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link 

www.fvreit.de/investor-relations/hauptversammlung. 

 

Frankfurt am Main, im April 2025 

 

Fair Value REIT-AG 

Der Vorstand 


